SITZUNGSVORLAGE

Betreft:

LANDESHAUPTSTADT
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I
WIESBADEN

T

Nr.|1 9 -

V-11-4001

Dezernat(e)

Personalbedarf infolge der Steigerung der Ausbildungszahlen

Anlage/n siehe Seite 3

(Jahr-V-Amt-Nr.)

[ ] Bericht zum Beschluss Nr.

vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich {
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich o
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-NTr.
(wird von Amt 16 ausgefilllt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A & Tagesordnung B
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
ihasdstc\:lslrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich - erforderlich o
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent/in

Mende

Oberbirgermeister

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 4,298.931,84
in %: 5,4%
Il. _Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um X] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. - .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO| Jahr |Bezeichnung kc_)sten Beda_rf apl/iapl Ertrag) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
in€ in€ ine
SB Stelle 1104 Aus- und
X |2020 32.520 32.520 1100084 630000 Fortbildung/
1104 i
Personalentwicklung
EDV 1104 Aus- und
X |2020 4.850 4.850 1100084 670100 Fortbildung/
Ausstattung .
Personalentwicklung
SB Stelle 1104 Aus- und
X | 2021 1104 66.340 66.340 1100084 630000 Fortbildung/
Personalentwicklung
EDV 1104 Aus- und
X |2021 Ausstattun 9.700 9.700 1100084 670100 Fortbildung/
9 Personalentwicklung
Summe einmalige Kosten: 113.410 113.410

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Aufgrund der demografischen Entwicklung und der Uberalterung des Mitarbeiter*innen-
Stammes, muss die Landeshauptstadt Wiesbaden in ihrer Kernverwaltung die Anzahl der
Nachwuchskrafte sukzessive erhéhen. Dartiberhinaus besteht seit letztem Jahr die Mdglichkeit
einer praxisintegrierten und verguteten Ausbildung im Erzieherbereich. Gleichzeitig ist es immer
schwieriger, geeignete Nachwuchskrafte zu finden und das Einstellungsverfahren stellt sich
daher immer komplexer dar.

Anlagen:

C Beschlussvorschlag:

11

1.2

1.3

14

15

16

1.7

Es wird zur Kenntnis genommen, dass

mit Beschluss Nr. 0513 vom 21.12.2017 beschlossen wurde, dass in den Jahren 2018 bis
2021 jahrlich 25 Inspektoranwarter*innen sowie 50 Nachwuchskrafte nach dem
Berufsbildungsrecht einzustellen sind. Diese Zahl stellt die aktuell maximale Zahl an
Nachwuchskraften dar, die sowohl von Seiten der Stadt, als auch aus Sicht der Berufs- und
Fachhochschulen logistisch ausgebildet werden kénnen.

eine Uberpriifung der Anzahl der Nachwuchskréfte zu den Haushaltsplanberatungen 2022/23
erfolgt.

die Gesamtzahl der in der Kernverwaltung ausgebildeten Nachwuchskrafte zum 01.09.2017
163 Nachwuchskréfte betrug und durch die erhdhten Einstellungszahlen ab 2019 sukzessive
auf 208 zum 01.09.2021 steigen wird.

als Folge des demografischen Wandels den potentiellen Bewerber*innen eine Vielzahl an
offenen Ausbildungsstellen oder dualen Studiengangen zur Verfligung stehen und dadurch
das Anwerben von zuklnftigen Nachwuchskraften erschwert wird.

eine nicht unerhebliche Anzahl an Bewerber*innen trotz Zusage und komplett durchgefiihrten
Einstellungsverfahren inkl. Personalratsbeteiligung, Einstellungsuntersuchung und
Ausfertigung eines Ausbildungsvertrages kurzfristig absagt.

durch das Bundesprogramm Fachkréfteoffensive Erzieher*innen die Mdglichkeit einer
praxisintegrierten und verguteten Ausbildung entsprechend den Regelungen des
Tarifvertrages ermoglicht wird und sich die Gesamtzahl der zu betreuenden und
einzustellenden Nachwuchskrafte dadurch nochmals um jahrlich 20 erhéht. Die administrative
Abwicklung der Einstellung wird von Dez. I/11 (Abteilung Aus- und Fortbildung,
Personalentwicklung) in Verbindung mit dem Fachamt durchgefihrt.

Durch diese Manahmen und die Tatsachen, dass bereits 10 zusatzliche Erzieher*innen seit
2018 durch 1104 betreut werden steigt die Gesamtzahl der zu betreuenden Nachwuchskrafte
von 163 in 2017 auf 258 in 2021. Dies bedeutet eine Steigerung von 95 Nachwuchskréften (63
%). Die administrative Abwicklung der Einstellung und die Personalbetreuung werden zurzeit
von 2 Mitarbeiterinnen wahrgenommen.
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2. Es wird beschlossen

2.1 Zum Stellenplan 2020/2021 wird bei Dez. I/11 (Abteilung Aus- und Fortbildung,
Personalentwicklung) eine Vollzeitplanstelle im Stellenwert E9a TV6D geschaffen.

2.2 Das Personalkontingent zur Steuerung der Personalbedarfe bei Dez. I/11 ist ab 2020 um
1,0 VZA zu erhohen.

2.3 Fur die zusatzliche Stelle werden 37.370 Euro in 2020 und 76.040 Euro in 2021 bendtigt.
Die Entscheidung Uber die Zusetzung des Personalmehrbedarfs erfolgt im Rahmen der
Haushaltsplanberatungen 2020/2021.

D Begriindung

l. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgréfRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Die Landeshauptstadt Wiesbaden bildet zurzeit in ihrer Kernverwaltung in insgesamt 12
verschiedenen Berufen Nachwuchskréafte aus. Der grof3te Teil dieser Nachwuchskrafte wird in den
Verwaltungsberufen ,Verwaltungsfachangestellte*r* und ,Inspektoranwarter*innen* ausgebildet. Die
Gesamtzahl zum 01.09.2017 von 163 Nachwuchskréften setzt sich zusammen aus 35
Nachwuchskréfte im Nichtverwaltungsbereich sowie 128 Nachwuchskrafte im Verwaltungsbereich.

Im Jahr 2018 beendeten 67 Nachwuchskréfte ihre Ausbildung, neu wurden 71 Nachwuchskréfte
eingestellt. Im Jahr 2019 beenden 48 Nachwuchskrafte ihre Ausbildung und geplant ist eine
Einstellung von 75 neuen Nachwuchskréften. Durch die Differenz zwischen Ausbildungsbeendern
und Neueinstellungen erhéht sich sukzessive die Gesamtzahl der Nachwuchskrafte in der
Kernverwaltung von 163 auf 208 zum 01.09.2021.

Um den steigenden Fachkraftebedarf im Bereich ,Erzieher*in“ zu begegnen, der insbesondere
durch den weiteren Ausbau der Kindertagesbetreuung in den letzten Jahren entstanden ist, wurde
von der Bundesregierung u. a. ein Férderprogramm mit dem Ziel entwickelt, weiteren Nachwuchs zu
gewinnen und den Verbleib im Berufsfeld der Kindertagesbetreuung zu erhéhen. Dies und andere
flankierende MalRnahmen fiihren dazu, dass zukinftig der Beruf im Rahmen einer dualen
Ausbildung mit entsprechender Ausbildungsvergttung nach dem , Tarifvertrag fiir Auszubildende
des offentlichen Dienstes, besonderer Teil Pflege” angeboten werden kann. Diese Méglichkeit 16st
nicht die alte Erzieherausbildung ab, sondern erganzt diese. Erwartungsgemal ist der Zulauf zu
dieser bezahlten Ausbildungsmdglichkeit hoch. Administrativ wird das Einstellungsverfahren, da es
sich jetzt um eine Ausbildung handelt, durch Dezernat I/11 (Abteilung Aus- und Fortbildung,
Personalentwicklung) bearbeitet. Die Ausbildungsvergitung wird von 5102 bezahlt und teilweise
Uber das Bundesprogramm erstattet. Dies bedeutet jedoch eine weitere Steigerung der Anzahl an
zu betreuenden Nachwuchskraften um jeweils 20 pro Jahr.

Ferner bietet die Landeshauptstadt Wiesbaden seit dem 15.08.2018 neben der normalen 3-jahrigen
Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten eine auf 2 Jahre verkiirzte Ausbildung zu diesem
Beruf an. Das Berufsbildungsgesetz lasst diese Verkiirzung dann zu, wenn die Nachwuchskrafte
einen hoheren Bildungsabschluss oder bereits eine Erstausbildung absolviert haben. Dadurch
entsteht ein erhohter Betreuungsbedarf, da der Ablauf und die Berufsschultage bei dieser
verkirzten Ausbildung nicht mit der normalen 3-jahrigen Ausbildung vergleichbar sind. Waren es
bisher zwei Ausbildungslehrgange in jeweils drei Ausbildungsjahrgangen, die es zu betreuen galt,
werden es zuklnftig drei Ausbildungslehrgange in drei Ausbildungsjahrgangen sein.

Die Nachwuchskrafte der Landeshauptstadt Wiesbaden, gerade im Verwaltungsbereich, werden
durch ein strukturiertes Verfahren, bestehend aus einem Eignungstest und einem
Vorstellungsgesprach, ausgesucht. Bei erfolgreichem Absolvieren dieses Verfahrens erhalt die
Nachwuchskraft eine vorlaufige Zusage. Nach der Zusage erfolgt das Ubliche Einstellungsverfahren
und endet mit der Ausfertigung eines Ausbildungsvertrages. Dieser Vertrag wird der
Nachwuchskraft zugesandt.
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Trotzdem Dezernat I/11 (Abteilung Aus- und Fortbildung, Personalentwicklung) dieses Verfahren
zeitlich strafft und in der Regel die Zusagen rund 9 Monate vor Ausbildungsbeginn erfolgen, sagen
immer mehr Bewerber*innen nach Erhalt des Ausbildungsvertrages die Ausbildungsstelle ab.
Dieses Verhalten macht es notwendig, das gesamte Verfahren erneut zu starten. So war es in
diesem Jahr erstmalig notwendig, nochmals im Marz sowohl auf der Ausbildungsmesse, als auch
Uber die Arbeitsagentur fur die Ausbildungsplatze im Verwaltungsbereich zu werben.

Diese Umstande sowie die Tatsache, dass die Gesamtzahl der zu betreuenden Nachwuchskréafte
von 163 auf 208 plus weiterer Nachwuchskrafte im Erzieherbereich von jeweils 20 pro Jahr steigt,
macht eine weitere Stelle im Bereich Dez. I/11 (Abteilung Aus- und Fortbildung,
Personalentwicklung) nach EG 9a notwendig.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des &ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

V. Gepriifte Alternativen
(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 11. Juli 2019
1104/ks Nst. 2260

Gert-Uwe Mende
Oberblrgermeister



	Umweltamt: Umweltprüfung

